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Risiken in Bezug auf die Indexkomponenten
Sonstige Risiken
Folgen von Abwicklungsverfahren: Kann die Gesellschaft (gleich aus welchem Grund) ihre Verpflichtungen oder Verbindlichkeiten nicht erfüllen bzw. ist sie nicht in der Lage, ihre Schulden zu bezahlen, können Gläubiger einen Antrag auf Abwicklung der Gesellschaft stellen. Die Einleitung eines solchen Verfahrens kann Gläubiger (einschließlich Swap-Kontrahenten) berechtigen, Verträge mit der Gesellschaft zu kündigen (einschließlich der Vermögenswerte des Teilfonds) und eine Entschädigung für durch diese vorzeitige Beendigung entstehenden Verluste zu verlangen. Die Einleitung eines solchen Verfahrens kann (i) zu einer Auflösung der Gesellschaft und der Veräußerung ihrer Vermögenswerte (einschließlich der Vermögenswerte aller Teilfonds), (ii) zur Zahlung der Gebühren und Aufwendungen des ernannten Liquidators oder sonstigen Insolvenzverwalters, (iii) zur Befriedigung gesetzlich vorrangiger Ansprüche und (iv) zur Zahlung der Verbindlichkeiten der Gesellschaft (in dieser Rangfolge) führen, bevor Überschüsse an die Anteilinhaber der Gesellschaft ausgeschüttet werden. Bei Aufnahme eines Verfahrens kann die Gesellschaft u.U. die im Anhang der Teilfonds für die Anteilklassen oder Teilfonds vorgesehenen Beträge nicht vollständig zahlen.
***

Grundsatz der einheitlichen Stimmabgabe

Die Parteien verpflichten sich, ihre Stammanteilstimmen in der Gesellschafterversammlung einheitlich abzugeben. Beabsichtigt eine Partei, den Vorschlägen des Geschäftsführung bei den in nachfolgender Ziffer aufgeführten Beschlüssen und Wahlen nicht zuzustimmen, so informiert diese Partei die anderen Parteien spätestens [7] Tage vor der Gesellschafterversammlung. Die Parteien werden sodann an einer separaten Parteiversammlung 24 Stunden vor der Gesellschafterversammlung am Sitz der Gesellschaft ihre gemeinsame Stimmabgabe festlegen.
Die Beschlussfassung in der Parteiversammlung erfolgt mit dem in nachfolgender Ziffer vorgesehenen Quorum. Jede Partei ist verpflichtet, ihre Stimme in der Gesellschafterversammlung so abzugeben, wie dies von der Parteiversammlung beschlossen wurde. Wurde keine Parteiversammlung abgehalten, so ist jede Partei verpflichtet, den Vorschlägen der Geschäftsführung zuzustimmen.
